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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Dr. Gerald Thalheim, Dr. Jürgen Meyer (Ulm), Hans-Joachim 
Hacker, Anke Fuchs (Köln), Ernst Bahr, Christel Deichmann, Reinhold Hemker, 
Stephan Hilsberg, Ilse Janz, Marianne Klappert, Thomas Krüger, Werner Labsch, 
Kurt Palis, Dr. Hermann Scheer, Wieland Sorge, Dr. Peter Struck, Jella Teuchner, 
Wolfgang Thierse, Matthias Weisheit, Heidemarie Wright, Rudolf Scharping und der 
Fraktion der SPD 


Liquidation und Umwandlung von landwirtschaftlichen Produktions- 
genossenschaften (LPG) und deren kooperativen Einrichtungen auf der 
Grundlage des Landwirtschaftsanpassungsgesetzes (LwAnpG) 


Die aktuelle Diskussion um die Forderung nach einer Verlänge- 
rung der Verjährungsfrist für Ansprüche ehemaliger LPG -Mit- 
glieder nach dem LwAnpG hat erneut Fragen nach der Ver- 
mögensauseinandersetzung, der Liquidation früherer LPG und 
nach der Entflechtung von Anteilen an früheren sog. ko- 
operativen Einrichtungen aufgeworfen. Die Diskussion über die 
Frage, ob alle damit zusammenhängenden Operationen entspre- 
chend den Rechtsvorschriften vor sich gegangen sind, wird in der 
Öffentlichkeit sehr kontrovers geführt. Kritisch betrachtet wird 
vor allem die Kontrolle dieser Prozesse durch die zuständigen 
Behörden. 

Die Notwendigkeit einer von interessierter Seite betriebenen 
Verlängerung der Verjährungsfrist stellt sich offensichthch so 
nicht. Die Ansprüche früherer LPG-Mitglieder verjähren nicht 
automatisch am 31. Dezember 1995. Es verjähren alle Ansprüche, 
die 1990 entstanden sind. Sind sie später entstanden ~ was in der 
überwiegenden Mehrheit der Fall ist -, verjähren sie entspre- 
chend später, wobei in jedem Fall die Verjährung durch die 
Beschreitung des Rechtsweges unterbrochen werden kann. 

In dem Zusammenhang stellt sich grundsätzlich die Frage, ob die 
Ursache für die jetzige Diskussion und für mögliche Unregel- 
mäßigkeiten in den rechtlichen Grundlagen, insbesondere dem 
Landwirtschaftsanpassungsgesetz, angelegt ist. Auf der einen 
Seite ist das Vermögen, sofern vorhanden, auf die bisherigen 
LPG-Mitglieder nach § 44 LwAnpG aufzuteUen, auf der anderen 
Seite wird mit dem Gesetz die Möglichkeit eröffnet, die bishe- 
rigen LPG umzustrukturieren und in gesetzlich vorgesehenen 
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Rechtsformen weiterzuführen. Hierin allein sind schon Ziel- 
konflikte angelegt, die dadurch verschärft werden, daß die Mit- 
glieder früherer LPG im Durchschnitt vergleichsweise alt waren 
und der Arbeitskräftebesatz relativ hoch war, so daß mit dem 
Übergang zur Marktwirtschaft viele bisherige Arbeitskräfte ent- 
lassen werden mußten. Es ist nur zu verständlich, daß diese 
Menschen daran interessiert waren, das ihnen zustehende Ver- 
mögen zu erhalten, um in vielen Fällen damit den Lebensabend 
finanziell aufzubessem. Dies bedeutete jedoch auch gleichzeitig, 
daß das Vermögen, das überwiegend in nichtliquider Form zur 
Verfügung stand, aus den landwirtschaftlichen Unternehmen, 
die eigentlich weiter wirtschaften wollten, abgezogen werden 
mußte. Dadurch wurde der Start vieler landwirtschaftlicher 
Unternehmen in die Marktwirtschaft erschwert, was noch heute 
nachwirkt. 

Ein besonderes Kapitel stellt die Liquidation früherer LPG dar. In 
diesem Zusammenhang ist zu fragen, wer - abgesehen von der 
Überprüfung im Rechtsweg - die Liquidationen überhaupt kon- 
’ trolliert. Wer prüft vorhandene Interessenkollisionen, die gege- 
ben sind, wenn die an einer Liquidation maßgeblich Beteiligten 
gleichzeitig am noch vorhandenen Produktionsvermögen der 
früheren LPG interessiert sind? 

Es muß jedoch bedacht werden, daß die „Privatisierung" der LPG 
nicht staatlichen Stellen wie Treuhandanstalt oder vergleich- 
baren Einrichtungen übertragen wurde. Alle maßgeblichen Ent- 
scheidungen zur „Privatisierung" mußten von den Beteiligten auf 
privatrechtlicher Grundlage selbst getroffen werden. Die Kor- 
rektur ungenügend erfüllter Ansprüche nach dem LwAnpG kann 
daher letztlich nur im Klageweg erzwungen werden. Auch die 
Möghchkeit des § 70 Abs. 3 LwAnpG, eine Überprüfung der 
Vermögensauseinandersetzung durch Landesbehörden vorzu- 
nehmen, ändert daran prinzipiell nichts, da direkte gesetzliche 
Eingriffsmöghchkeiten und Sanktionen im Gesetz fehlen. 

Vor diesem Hintergrund fragen wir die Bundesregierung: 

/. Kontrolle der ordnungsgemäßen Liquidation früherer LPG 

und deren kooperativer Einrichtungen 

1. Auf welcher gesetzlichen Grundlage sind die Liquidatio- 
nen früherer LPG im einzelnen zu vollziehen, und sieht 
die Bundesregierung auf diesem Gebiet gesetz- 
geberischen Handlungsbedarf? 

2. Für wie viele LPG wurde nach Erkenntnissen der 
Bundesregierung bisher Liquidation beantragt? 

Wie viele Liquidationen wurden bisher vollständig abge- 
schlossen? 

3. Wer ist bei einer ordnungsgemäßen Liquidation ehe- 
maliger LPG und kooperativer Einrichtungen zuständig 

a) für die unmittelbare Abwicklung, 

b) für die Kontrolle dieses Prozesses? 
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4. Worauf erstreckt sich die vorgenannte Kontrolle im ein- 
zelnen? 

Wird beispielsweise auch kontrolliert, ob Verkäufe aus 
der Liquidationsmasse dem wirklichen Verkehrswert ent- 
sprechen und Interessenkollisionen unter Beachtung der 
Ansprüche ehemaüger Mitglieder gelöst werden? 

5. Fallen Liquidationen früherer LPG unter die Prüfungs- 
möglichkeiten des § 70 Abs. 3 LwAnpG? 

. Und wenn ja, mit welchen Ergebnissen wurden ggf. sol- 
che Überprüfungen durchgeführt? 

6. Wie und wo sind die Haftungsfragen im einzelnen ge- 
regelt, die maßgebend sind für Anspruchsberechtigte auf 
das Vermögen der in Liquidation befindlichen früheren 
LPG? 

Wer haftet nach der Konzeption des LwAnpG gegenüber 
den Anspruchsberechtigten, 

a) der für die unmittelbare Abwicklung Zuständige und/ 
oder 

b) der für die Kontrolle dieses Prozesses Verantwortliche? 

7. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, 
ob es bereits Gerichtsurteile gibt, die die Abwicklung von 
Liquidationen früherer LPG zum Gegenstand haben? 

— Was waren die hauptsächlichen Gründe der Rechts- 
streitigkeiten? 

Mit welchen wesentlichen Ergebnissen wurden sie abge- 
schlossen? 

8. Wer soll nach der Konzeption des LwAnpG für die Kosten 
der Beseitigung von „Altlasten" im Falle von Liquidatio- 
nen auf kommen, wenn dies mangels „Masse" nicht be- 
werkstelligt werden kann und nun beispielsweise un- 
brauchbare Viehställe zusammen mit der Rückgabe der 
privaten Flächen, auf denen zu DDR-Zeiten diese Ställe 
gebaut wurden, an den ursprünglichen Eigentümer der 
Flächen oder dessen Erben fallen? 

Gibt es für derartige Fälle oder plant die Bundesregierung 
für entsprechende Fälle eine Förderung der Entsorgung 
dieser Gebäude bzw. Anlagen? 

9. Wie hoch sind bisher die aus der Liquidation früherer LPG 
stammenden Altschulden, für die von den Gläubiger- 
banken Ausgleichsforderungen gegenüber dem Erb- 
lastentilgungsfonds in Anspruch genommen wurden, weil 
die Liquidationsmasse nicht zur Bedienung der Alt- 
schulden ausreichte? 

10. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, in 
wie vielen Fällen bisher die Summe der Altschulden das 
Vermögen der jeweihgen hquidierten früheren LPG 
überstieg, so daß die nach dem LwAnpG Anspruchsbe- 
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rechtigten dieser LPG leer ausgingen und dadurch nicht 
einmal den Inventarbeitrag zurückerhielten? 

11. Wie beurteilt die Bundesregierung das Ergebnis zu 
Frage 10? 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß in diesen 
Fällen die leerausgehenden Anspruchsberechtigten im 
Gefolge der willkürlichen, staatlicherseits verordneten 
Investitionsentscheidungen und Kreditvergaben zu DDR- 
Zeiten nunmehr ein Opfer der von der Bundesregierung 
praktizierten Altschuldenregelung sind? 

11. Kontrolle der Umwandlung früherer LPG sowie deren ko- 
operativer Einrichtungen nach dem LwAnpG 

12. Wie viele LPG sind nach Erkenntnissen der Bundesregie- 
rung auf der Grundlage des LwAnpG 

a) in Agrargenossenschaften, 

b) in welche anderen Gesellschaften des bürgerlichen 
Gesellschaftsrechts 

umgewandelt worden? 

. 13. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, 
inwieweit die Registergerichte vor Eintragung der neuen 
Rechtsform geprüft haben, ob die Umwandlung ord- 
nungsgemäß im Sinne des LwAnpG vorgenommen 
wurde, und zu welchen Ergebnissen haben diese Prü- 
fungen geführt? 

14. In wie vielen Fällen haben die Registergerichte Um- 
wandlungen beanstandet und Nachbesserungen ge- 
fordert? 

15. Worauf bezogen sich vorgenannte Nachbesserungen im 
wesentlichen? 

16. Waren vorgenannte Nachbesserungen ggf. in wie vielen 
Fällen maßgebend für eine Liquidation landwirtschaft- 
licher Unternehmen, weil die geforderten Nach- 
besserungen nicht möglich waren? 

17. Welche Gründe waren hauptsächlich dafür maßgebend, 
daß eine Registrierung der Unternehmen in neuer 
Rechtsform abgelehnt wurde? 

18. In welchem Umfang wurden Verstöße gegen die Vor- 
schriften der Teilung, des Zusammenschlusses, der Um- 
wandlung nach dem LwAnpG durch die Registrierung 
der Registergerichte geheilt? 

19. Wie ist die rechtliche Situation in den Fällen, in denen 
durch die Registrierung der Registergerichte gesetz- 
widrige Beschlüsse bei Teilung, Zusammenschluß oder 
Umwandlung geheilt wurden und außerdem noch 
Verstöße gegen die Vermögenszuordnung nach § 44 
LwAnpG bestanden? 
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> Haftet der Staat in diesen Fällen für die eingetretenen 
Schäden, und wenn ja, welcher Rechtsweg muß von den 
Geschädigten beschriften werden? 

20. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse über die Er- 
gebnisse der Überprüfung der Bilanzen und der Um- 
wandlungsbeschlüsse durch genossenschaftliche Prüf- 
verbände bzw. durch Wirtschaftsprüfer vor? 

Falls ja', wie bewertet sie diese? 

21. Haften die genossenschaftlichen Prüfverbände bzw. die 
Wirtschaftsprüfer, wenn sich herausstellt, daß sie die 
Überprüfung der Bilanzen und Umwandlungen mangel- 
haft durchgeführt haben? 

Auf welchen Umfang erstreckt sich eine solche Haftung? 

22. Gehört zur vorgenannten Überprüfung durch genossen- 
schaftliche Prüf verbände oder durch Wirtschaftsprüfer 
auch die Überprüfung der Veräußerung von Vermögens- 
gegenständen einschließlich der Beteiligungen an sog. 
Kooperativen Einrichtungen wie Agrochemischen Zen- 
tren (ACZ), Zwischenbetrieblichen Einrichtungen (ZBE), 
Zwischengenossenschaftlichen Einrichtungen (ZGE) , 
Zwischenbetrieblichen Bauorganisationen (ZBO) usw.? 

Umfaßte die Überprüfung auch die Zeit vor der Um- 
wandlung dieser Betriebe, insbesondere die möghcher- 
weise vorgenommene Veräußerung von Vermögens- 
gegenständen unterhalb des Verkehrswertes zugunsten 
von „Leitungskadern" dieser Betriebe oder möglicher- 
weise anderen Interessierten? 

23. Welche Folgen sind zwingend, wenn vorgenannte Sach- 
verhalte festgestellt werden, und/oder haften in allen 
diesen Fällen, sofern sie durch Überprüfungen der ge- 
nossenschaftlichen Prüfverbände bzw. durch Wirtschafts- 
prüfer festgestellt wurden oder sich später, z. B. in Liqui- 
dationen, her ausstellen, die Vorstände der früheren LPG? 

24. Wie hoch schätzt die Bundesregierung entsprechende 
(Frage 20) Vermögensverluste zu Lasten der 

a) weitergeführten umgewandelten landwirtschafthchen 
Unternehmen als juristische Person, bzw. 

b) der ausgeschiedenen Mitglieder? 

25. Wie sind nach Auffassung der Bundesregierung Rück- 
stellungen z. B. für die Entsorgung von Altlasten in den 
Eröffnungsbilanzen zu behandeln, die 

a) vor bzw. 

b) nach 

Ablauf der Verjährungsfrist nicht für den ursprünglichen 
Zweck in Anspruch genommen wurden, und welche Fol- 
gen ergeben sich daraus im Hinblick auf die Ansprüche 
früherer LPG-Mitglieder? 
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26, Welche Konsequenzen ergeben sich für noch nicht abge- 
schlossene Vermögensauseinandersetzungen vor Ablauf 
der Verjährungsfrist im Hinblick auf die Ansprüche 
früherer LPG-Mitgheder, wenn die ursprünglich in eine 
eingetragene Genossenschaft umgewandelte LPG nun 
erneut auf der Grundlage des Umwandlungsbereini- 
gungsgesetzes (UmwBerG) im Rechtsformwechsel bei- 
spielsweise in eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
(GbR) umgewandelt wurde? 


UL Überprüfung von Umwandlangsbeschlüssen and von 

Bilanzen für die Vermögensauseinandersetzungen durch die 

Landwirtschaftsgerichte der neuen Länder 

27. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, 
wie viele Verfahren bisher zur Durchsetzung von An- 
sprüchen früherer LPG -Mitglieder nach dem LwAnpG bei 
den Landwirtschaftsgerichten angestrengt wurden? 

28. Wie viele Verfahren konnten bisher entschieden werden, 
wie viele davon endeten mit einem Vergleich? 

29. Wie viele Verfahren sind bisher in die zweite und damit 
letzte Instanz gegangen? 

Wie viele davon wurden bisher entschieden? 

30. Was sind bisher die wichtigsten Gründe dafür, die Land- 
wirtschaftsgerichte zu bemühen? 

31. Sind die Landwirtschaftsgerichte ebenfalls zuständig, 
wenn es um die Durchsetzung von Ansprüchen früherer 
LPG -Mitglieder im Zusammenhang mit der Liquidation 
geht, wenn nein, welche Gerichte sind dafür zuständig? 

32. Wie viele entsprechende Verfahren gibt es nach Erkennt- 
nissen der Bundesregierung im Zusammenhang mit Li- 
quidationen? 

33. Können nach dem D-Markbilanzgesetz rückwirkend 
Bilanzen, auch solche, die für die Vermögensausein- 
andersetzung ausschlaggebend waren, geändert werden, 
und wenn ja, welche Auswirkungen hat das auf die An- 
wendung des § 44 LwAnpG? 

34. Ergeben sich, und wenn ja, welche Konsequenzen für die 
Vermögensauseinandersetzung, wenn jetzt Bilanzrück- 
stellungen aufgelöst werden, die 

a) höher als ursprünglich, 

b) kleiner als ursprünglich in der Bilanz vorgesehen, aus- 
fallen? 

35. Wie waren die Beteiligungen der ehemaligen LPG an sog. 
kooperativen Einrichtungen, wie Zwischenbetrieblicher 
Bauorganisation (ZBO), Agrochemischer Zentren (ACZ), 
Zwischenbetrieblicher Einrichtungen (ZBE), nach dem 
D-Markbilanzgesetz zu bewerten? 
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War es beispielsweise zulässig, diese Beteiligungen ge- 
nerell in Höhe des Stammkapitals zu bilanzieren? 


/V Kontrolle der Umwandlungen einschließlich der Ver- 
mögensauseinandersetzungen früherer LPG bzw. deren ko- 
operative Einrichtungen durch die Landesbehörden nach § 70 

Abs, 3 LwAnpG 

36. Haben die Länder nach Erkenntnissen der Bundesregie- 
rung alle Umwandlungen von LPG nach § 70 Abs. 3 
LwAnpG überprüft, und falls nein, in wie vielen Fällen 
fanden Überprüfungen statt? 

37. Aus welchen Anlässen wurden Überprüfungen der Um- 
wandlungen früherer LPG nach § 70 Abs. 3 LwAnpG ein- 
geleitet? 

38. In wie vielen Fällen wurden in den einzelnen Ländern 
Rechtsnachfolger früherer LPG von Förderungen bzw. 
weiteren Förderungen ausgeschlossen, weil die Vermö- 
gensauseinandersetzungen nach dem LwAnpG nicht ge- 
setzeskonform ausgeführt wurden? 

39. In welchem Umfang waren Klagen beim Landwirt- 
schaftsgericht maßgebend für die Überprüfung nach § 70 
Abs. 3 LwAnpG? 

40. Erfolgte die Überprüfung in den Ländern auch unter Be- 
achtung der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofes? 

41. Welche Bedeutung und Durchsetzungkraft mißt die Bun- 
desregierung dem § 70 Abs. 3 LwAnpG im Gesamt- 
zusammenhang mit den erfolgten Umwandlungen und 
den Vermögensauseinandersetzungen bei, da direkte ge- 
setzliche Eingriffsmögüchkeiten und Sanktionen im Ge- 
setz fehlen und letztlich die im Gesetz geregelten An- 
sprüche und damit eine Korrektur im gegebenen Fall nur 
im Klagewege erzwungen werden kann? 

Ist der § 70 Abs. 3 LwAnpG überhaupt nach Auffassung 
der Bundesregierung ein geeignetes Kontrollinstrument? 


V Rechtsberatung der Landwirte in den neuen Ländern 

42. Wie viele finanzielle Mittel stehen zur kostenlosen 
Rechtsberatung für Landwirte aus den neuen Ländern aus 
dem „Hilfsfonds Ost" zur Verfügung? 

43. Wer verfügt über die Mittel aus dem „Hilfsfonds Ost" , der 
Deutsche Bauernverband aUein oder auch andere Ver- 
bände, und wenn ja, welche mit welchen Anteilen an den 
Ges amtmittein ? 

44. Welchen Einfluß nimmt die Bundesregierung im Hinbhck 
auf die Verwendung der Mittel aus dem „Hilfsfonds Ost"? 

45. Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse darüber vor, 
wie viele Landwirte bisher Mittel in welcher Höhe für eine 
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kostenlose Rechtsberatung in Anspruch genommen ha- 
ben, und mit welchem Erfolg? 

V/. Umwandlung bzw. Abwicklung von ehemaligen Bäuerlichen 
Handelsgenossenschaften ( BHG ) und Molkereigenossen- 
schaften in den neuen Ländern 

46. Sind sämtliche in Privatbesitz befindlichen Anteile an 
Bäuerlichen Handelsgenossenschaften und Molkereige- 
nossenschaften in das Vermögen der „Vereinigungen der 
gegenseitigen Bauernhilfe" (VdgB -Vermögen) einge- 
gangen, oder konnten nach 1989 ehemalige Genossen- 
schaftsanteile von Privatpersonen wieder eingefordert 
werden? 

Wenn letzteres zutrifft, in welchem Umfang ist das ge- 
schehen? 

47. Auf welcher Rechtsgrundlage erfolgte die Umwandlung 
bzw. Abwicklung der Bäuerlichen Handelsgenossen- 
schaften? 

48. Wie hoch war das Vermögen dieser Genossenschaften, 
wem wurde es zugeordnet, und/oder wie wurde es sonst 
verwendet? 

Bonn, den 6. Dezember 1995 
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